
Art. 104 Sozialistische Gesetzlichkeit und Rechtspflege

Artikel 104
(1) Für Schäden, die einem Bürger oder seinem persönlichen Eigentum 

durch ungesetzliche Maßnahme von Mitarbeitern der Staatsorgane zugefügt 
werden, haftet das staatliche Organ, dessen Mitarbeiter den Schaden verur­
sacht hat.

(2) Voraussetzungen und Verfahren der Staatshaftung werden durch Gesetz 
geregelt.

Übersicht
I. Vorgeschichte

1. Verfassung von 1949
2. Entwurf

II. Die Staatshaftung
1. Verfassungsrechtliche Neuerung
2. Staatshaftungsgesetz
3. Voraussetzungen
4. Ersatz verpflichtetes Organ
5. Pflicht des Bürgers zur Verhinderung oder Minderung des Schadens
6. Art und Umfang der Schadenersatzleistung
7. Verjährung
8. Verfahren
9. Deckung der Ersatzleistung

10. Regreß
III. Spezialregelungen

1. Entschädigung für Untersuchungshaft und Strafen mit Freiheitsentzug
2. Entschädigung für Enteignungen und Aufopferungsansprüche
3. Schadenersatz wegen Verletzung von Straßenreinigungspflichten
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